
herren, Bankiers und G roßgrundbesitzer liegt, die Mög­
lichkeit der S tim m abgabe fü r  verschiedene P arteien  
noch nie dazu geführt hat, daß der Wille der M ehrheit 
respek tie rt wurde. V erw irklicht w urde immer, wie un te r­
schiedlich die W ahlen auch ausfielen, der Wille der Mo­
nopolisten. W ir haben die H errschaft dieser M inderheit 
beseitig t und dam it neue V oraussetzungen fü r  die Zu­
sam m enarbeit aller w erk tä tigen  Schichten geschaffen. 
Die M ethoden des Wählens, m it denen die M illionäre die 
einzelnen Schichten gegeneinander hetzen und die A rbei­
terk lasse zu spalten  suchen, um ihre H errschaft zu 
sichern, haben seitdem  bei uns keine Daseinsberech­
tigung  mehr.
Bei uns kam  es von dem Tage, an  dem den Monopol­
herren, K riegstreibern  und M ilitaristen die M acht ge­
nommen w ar, darauf an, die F orm  zu finden, die die 
ehrliche Zusam m enarbeit aller dem okratischen P arte ien  
und Organisationen am  m eisten fördert und den Feinden 
echter D em okratie kein U nterschlüpfen g esta tte t.
Gerade die E rfolge der Zusam m enarbeit in  den Kreisen 
und Gemeinden bestätigen, daß in  der Gemeinsamkeit, 
wie sie sich in  der E inheitsliste dokum entiert, unsere 
S tärke liegt. Sie verhindert ein Gegeneinander, fö rdert 
die U nterordnung des E inzelinteresses un ter das ge­
m einsam e G esam tinteresse am  Frieden, der D em okratie 
und dem Sozialismus. Sie sichert, daß die In teressen  und 
W ünsche der verschiedenen Schichten vom S tandpunkt 
der G esam tinteressen beurteilt und dem entsprechend be­
rücksichtigt werden.
Trotz alledem hoffen also die NATO-Politiker bei m an­
chen unserer W ähler U nsicherheit zu erzeugen. Sie spe­
kulieren darauf, daß das bessere Neue noch zu unge­
wohnt is t und sie ihren L adenhüter „Freie W ahlen nach 
Listen“ h ier und da noch an den Mann bringen können.

Quelle: „Neues D eutschland“, O rgan des Zentralkom itees 
der SED, vom 11. A pril 1957.

DOKUMENT 16

A us: „Brauchen w ir eine O pposition?“

D a tauch t in verschiedenen V arianten  imm er wieder die 
F rage auf: W arum  g ibt es bei uns keine Opposition? 
In  der Gemeinde Röderau im K reis R iesa zum Beispiel 
m einten einige Einwohner in  einer A ussprache: „Im 
Prinzip sind w ir durchaus einverstanden m it der ge­
meinsam en K andidatenliste. A ber wenn w ir m al eine 
Ü bertragung  aus dem Bonner B undestag hören, dann 
stellen w ir fest, daß es dort ab und zu m al rich tig  Kon­
t r a  gibt. Bei uns in der V olkskam m er geht alles ruhig

W ogegen sollte bei uns eine Opposition opponieren? Sie 
m üßte nein sagen, wenn zum  w eiteren gem einsamen 
A ufbau gerufen wird. Sie m üßte  dessen bisherige E r­
folge leugnen. Sie m üßte gegen den Frieden und gegen 
den wachsenden W ohlstand opponieren.

Doch w er gegen den Frieden ist, der is t fü r  den 
Krieg, der h a t bei uns n ich t nu r nichts im P a rla ­
m ent zu suchen, der w ird als Feind des Volkes und 
des Friedens dort untergebracht, wo er keinen 
Schaden anrichten  kann.

Quelle: „Neues D eutschland“, O rgan des Zentralkom itees 
der SED, vom 24. A pril 1957.

DOKUMENT 17

A us: „W ähler fragen  —  w ir antw orten:

W arum  gibt es in  der DDR keine O pposition?“ 
Manche B ürger fragen, w arum  es bei uns keine Oppo­
sition gibt und meinen, zu einer richtigen D em okratie 
gehöre doch auch eine Opposition. D em okratie herrsch t 
aber n icht dort, wo verschiedene P arteien  gegeneinander 
auftreten , wo die K ra ft der A rbeiterklasse gespalten ist 
und eine Opposition besteht. Im  Gegenteil, das V orhan­
densein oppositioneller K rä fte  in  bürgerlich-kapitalisti­
schen S taa ten  offenbart den im m er schärfer hervor­
tretenden  In teressengegensatz zwischen den sich an  der 
M acht befindlichen Monopolisten und M ilitaristen und 
der von der M acht ausgeschlossenen un terdrückten  Be­
völkerung. Opposition is t nur der Beweis dafür, daß die 
Volksmassen gegen die herrschende K lasse fü r  ihr 
Recht käm pfen müssen.
Die Bourgeoisie kann  die aus den imversöhnlichen 
K lassengegensätzen hervorwachsende Opposition nicht 
leugnen. Deshalb versucht sie, diese zu einem „C harak­
teristikum  w ahrer Dem okratie" fü r jeden S taa t um zu­
fälschen.
Auch von der rechten Sozialdem okratie wurde und wird 
diese A nsicht verbreitet. D er ehemalige Vorsitzende der 
SPD, Schumacher, form ulierte z. B. wie fo lg t: „Das 
W esen des S taa tes is t n icht die Regierung, und das 
Wesen des S taates ist n icht die Opposition. Das Wesen 
des S taa tes ist die Regierung und die Opposition.“
Aus solchen A uffassungen w ird dann die absurde Be­
hauptung abgeleitet, daß unser sozialistischer S taa t der 
A rbeiter und B auern n icht dem okratisch sei, weil es bei 
uns „keine Opposition gäbe“.
In  unserer Deutschen D em okratischen Republik sind die 
K riegsverbrecher, Monopolisten und Junker entm achtet. 
H ier gehören die F abriken  und B anken dem Volk. Die 
Armee, Polizei und Justiz  — die M achtm ittel des S taa tes 
— sind Instrum ente der W erktätigen. E s g ib t keinen Ge­
gensatz zwischen der Politik  unserer Regierung und den 
In teressen der gesam ten Bevölkerung.
Eine Opposition in der DDR könnte doch nur gegen die 
P olitik  unserer R egierung gerich tet sein. Sie m üßte sich 
also gegen die E inführung der 45-Stunden-W oche, gegen 
den Bau von zusätzlich hunderttausend W ohnungen, ge­
gen unsere niedrigen Mieten, gegen die S tab ilitä t unserer 
Preise, gegen die niedrigen M TS-Tarife, gegen die hohen 
Ausgaben fü r  W issenschaft und K ultur und gegen 
unsere Friedenspolitik richten. Sie m üßte sich gegen die 
Einheit der A rbeiterklasse, gegen unseren Arbeiter-und- 
B auern-S taat richten. Sie m üßte fü r  den E insatz von 
M ilitaristen und F aschisten  in hohe M achtpositionen, fü r 
den NA TO -K riegspakt und fü r die V orbereitung eines 
A tom krieges sein. Solch eine Opposition zu dulden, w äre 
verbrecherisch.

Sehen w ir uns einmal die w estdeutsche W irklichkeit m it 
der vielgerühm ten Opposition an. W er h a t dort die 
M acht in den Händen, und welche Rolle spielt dabei die 
Opposition? Tatsache ist, daß tro tz  dieser „Opposition“ 
n icht die A rbeiter und B auern herrschen, sondern die 
Adenauer, Krupp, Pferdm enges und Stinnes.
An diesen M achtverhältnissen ändert eine schwatzende 
Opposition n icht das geringste. Im  Gegenteil, sie ist 
n u r ein M ittel, um  die D ik ta tu r der M illionäre m it demo­
kratischen P hrasen  zu verschleiern. Die echte Opposi­
tion in W estdeutschland, die KPD, w urde allerdings 
verboten, weil sie gegen die Monopole, gegen die W ehr­
pflicht und gegen Atomwaffen au ftra t.

Quelle: „Neues D eutschland“, O rgan des Zentralkom itees 
der SED, vom 17. Mai 1957.
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